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der Erzieher des Jugendwerkhofes, Vertretern der Be­
triebs-, Partei-, Gewerkschafts- und FDJ-Leitung, 
der Staatsanwaltschaft, dem Kreisgericht, dem Schöffen­
kollektiv und 'der Abteilung Arbeit durchgeführt, ln 
dieser Beratung wurde erkannt, daß eine komplexe 
Zusammenarbeit zwischen allen Organen notwendig '
ist, um alle mit der Erziehung der Jugendlichen ver­
bundenen Fragen zu lösen, und deshalb wurden in 
einem sich auf längere Zeit erstreckenden Arbeitsplan 
die politischen, ökonomischen und pädagogischen Auf­
gaben festgelegt.
Die ersten- Teilerfolge dieser Arbeit zeigten sich be­
reits. Drei Wochen nach dieser Beratung wurde im 
Werkhof eine FDJ-Gruppe gebildet, die mit der Arbeit 
begonnen hat und — wenn sie richtig arbeitet — einen 
großen Beitrag im Erziehungsprozeß leisten kann, 
denn die Erziehung durch kollektive, gesellschaftlich

nützliche Arbeit muß „durch eine individuell diffe­
renzierte politisch-kulturelle Erziehung ergänzt“3 wer­
den. Seit Januar dieses Jahres sind auch keine straf­
baren Handlungen mehr im Jugendwerkhof selbst vor­
gekommen. Kleinere Disziplinverstöße, wie Zuspät­
kommen, gibt es noch; über diese wird aber im 
Kollektiv entschieden.
Dieses Beispiel zeigt sehr deutlich, wie notwendig eine' 
gute, planmäßige Zusammenarbeit zwischen den ört­
lichen Volksvertretungen und den Organen der Justiz 
ist, um Erfolge zu erzielen.

KURT BÜLOW, Oberinstrukteur
bei der Justizverwaltungsstelle des Bezirks Cottbus

3 Aus dem Beschluß des Staatsrates der DDR über die wei­
tere Entwicklung der Rechtspflege vom 30. Januar 1961, NJ 1961
S. 74.

Schnelle Wiedereingliederung 
entlassener Strafgefangener 
in das gesellschaftliche Leben

Im April dieses Jahres führte die 
Bezirksverwaltung des Strafvollzugs 
unseres Bezirks eine Tagung mit den 
Leitern der Vollzugsabteilungen der 
Haftanstalten durch. Auf dieser 
Tagung wurde die Bedeutung des 
Beschlusses des Staatsrates vom 
30. Januar 1961 über die weitere 
Entwicklung der Rechtspflege für die 
Strafvollzugsorgane erörtert.

* Der größte Teil der in Haft befind­
lichen Bürger steht unserem Staat 
nicht feindlich gegenüber. Sie können 
und müssen durch den Strafvollzug 
zur Einhaltung der Gesetze erzogen 
und befähigt werden, sich wieder in 
die Gesellschaft einzugliedern.
Von diesen Hinweisen des Staatsrates 
gingen die Genossen in unserem Be­
zirk aus und richteteten z. B. im 
Strafvollzug sog. Entlassungsstatio- 
nen ein. In diese weisen die Straf­
vollzugsanstalten die Strafgefange­
nen ein, die in den nächsten zwei bis 
drei Wochen entlassen werden. In 
den Entlassungsstellen werden den 
Strafgefangenen besondere Vergünsti­
gungen gewährt. Das Entscheidende 
ist aber, daß die Angehörigen des 
Strafvollzugs bemüht sind, mit diesen 
kurz vor der Entlassung stehenden 
Bürgern festzulegen, wie ihre weitere 
Entwicklung verlaufen soll. Beson­
dere ' Erfolge hat sich dabei eine 
Strafvollzugsanstalt in unserem Be­
zirk erworben. In einer Reihe von 
Fällen wurden hier gute Vorausset­
zungen für die schnelle Wiederein­
gliederung von Bürgern in den Ar­
beitsprozeß geschaffen. Von diesen 
Erfolgen zeugt z. B. die Tatsache, daß 
sich mehrere Bürger nach ihrer Ent­
lassung vertrauensvoll und hilfe­
suchend an die Leitung der Strafvoll- 
zungsanstalt wandten, als sie mit 
einigen Schwierigkeiten nicht allein 
fertig wurden.
Das ist aber nur die eine Seite. Auf 
der anderen Seite muß geprüft wer­

den, wie man die Werktätigen auch 
während der Zeit, in der sich Bürger 
in Haft befinden, stärker in den Er­
ziehungsprozeß einbeziehen kann. 
Während der Zeit des Strafvollzugs 
ist die Einflußnahme der Kollektive 
der Werktätigen erschwert. Es wäre 
deshalb zu überlegen, welche Mög­
lichkeiten bestehen, um die erziehe­
rische Einflußnahme des Kollektivs, 
in dem sich der straffällig gewordene 
Bürger vorher befand, nicht völlig 
abbrechen zu lassen. Die Verbindung 
zwischen dem Betrieb und der Bri­
gade sollte nicht abreißen. Die Bri­
gade könnte sich z. B. über die Füh­
rung des Strafgefangenen informieren 
und ihn selbst über die Arbeit der 
Brigade- unterrichten. Damit würde 
auch eine gute Voraussetzung für 
seine sofortige Wiedereingliederung

In den Beiträgen über die Bedeutung 
des Eröffnungsverfahrens1 wird vor 
allem darauf hingewiesen, .daß im 
Stadium der Eröffnung des Haupt­
verfahrens sorgfältig zu prüfen ist, 
ob der Sachverhalt die Durchführung 
der Hauptverhandlung rechtfertigt, 
ob alle Tatumstände genügend er­
mittelt sind oder eventuell die Sache 
in das Ermittlungsverfahren zurück- 
verwiesen werden muß. Damit ist 
aber die Bedeutung des Eröffnungs­
verfahrens noch nicht erschöpft. In 
jedem Eröffnungs verfahren muß * S.

1 Zum Beispiel Hennig, Mehr Sorgfalt 
bei der Entscheidung über die Eröffnung 
eines Strafverfahrens, NJ 1961 S. 156; 
Herrmann, Die Verantwortung des Ge­
richts im Eröffnungsverfahren, NJ 1961
S. 267.

in den Produktionsprozeß geschaffen. 
Bei dem Strafgefangenen selbst 
bliebe das Gefühl, mit den Kollegen, 
mit seiner Brigade verbunden zu 
sein, erhalten; er wüßte, daß sich 
seine Arbeitskollegen um ihn küm­
mern und er nicht aus der Gesell­
schaft ausgestoßen ist.

Die Richtigkeit dieser Darlegungen 
wird durch folgendes Beispiel aus 
unserem Bezirk bewiesen: Die Bri­
gade einer Verurteilten erhielt die 
Möglichkeit, diese regelmäßig zu be­
suchen. Durch die gemeinsamen Be­
mühungen der Genossen der Straf­
vollzugsanstalt und der Brigade 
wurde erreicht, daß die Verurteilte 
das Verwerfliche ihrer strafbaren 
Handlung einsah. Sie erklärte selbst, 
daß sie sich wegen ihrer Handlungs­
weise schäme und alles tun werde, 
um die Kollegen ihrer Brigade, die 
ihr so viel Vertrauen entgegenbrin­
gen, nicht zu enttäuschen.

H E I N Z  K L 1 T Z S C H ,
S ta a ts a n w a l t  d e s  B e z i r k s  K a r l -M a r x -S ta d t

nämlich das Gericht zugleich mit der 
Eröffnung bestimmen, wie die Haupt­
verhandlung vorzubereiten ist.
Die Anordnung prozeßleitender Maß­
nahmen zur Vorbereitung der Haupt­
verhandlung ist Sache des Vorsitzen­
den. Die richtigen Maßnahmen können 
jedoch nur getroffen werden, wenn 
im Eröffnungsverfahren zwischen dem 
Vorsitzenden und den Schöffen Klar­
heit darüber erzielt wird, welche 
politisch-ideologischen Probleme im 
Verfahren herausgearbeitet werden 
sollen und wie die notwendige breite 
erzieherische Wirkung der Haupt- 
'verhandlung erreicht werden kann.
Die Durcharbeitung der Akten des 
Ermittlungsverfahrens verschafft dem 
Vorsitzenden und den Schöffen

Die gesellschaftliche Zielsetzung des Verfahrens 
bereits bei der Eröffnung beachten!

423


